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Youtube und das europäische Urheberrecht Am kommenden Montag sollen die Verhandlungen über das neue
europäische Urheberrecht zu einem Ende gebracht werden. Dabei
geht es auch um den Artikel 13, der Internet-Plattformen betrifft
und zwischenzeitlich für viel Aufregung gesorgt hat.

Alarm geschlagen wegen Artikel 13
Durchs Netz geisterte das Gerücht, die EU wolle Youtube zumachen / Die umstrittene Urheberrechtsreform soll nun beschlossen werden

Von Thomas Steiner und Stephanie Streif

Am kommenden Montag soll zu Ende ge-
bracht werden, was schon zwei Jahre lang
dauert. Vertreter von Europaparlament,
EU-Kommission und Europäischem Rat
kommen zusammen, um sich in der wo-
möglich letzten Runde eines sogenannten
Trilogs auf eine Reform des europäischen
Urheberrechts zu einigen. Ein festes En-
de der Sitzung sei nicht vereinbart, sagt
der Europaabgeordnete Axel Voss, im Par-
lament zuständig für die Urheberrechts-
reform, es könne bis in die Morgenstun-
den gehen. Aber alle drei Institutionen
seien gewillt, einen Kompromiss zu fin-
den, vor allem was Artikel 13 angehe.

Speziell dieser Artikel hatte im vergan-
genen Herbst für Aufregung gesorgt. Und
zwar im Internet, genauer gesagt auf You-
tube, wo sich viele junge Nutzer tum-
meln. Zahlreiche Youtuber – Leute, die
auf der Plattform Videos aus ihrem Leben
oder zu bestimmten Themen posten –
schlugen Alarm. Sie verbreiteten die Be-
hauptung, ihre Kanäle würden geschlos-
sen, wenn Artikel 13 beschlossen würde.
Denn es sei dann zum Beispiel nicht mehr
erlaubt, „Memes“ zu posten – kurze, lus-
tig verfremdete Ausschnitte aus Filmen

oder Musikvideos. Oder man dürfe sich
nicht mehr, wie es die „Let’s Player“ tun,
beim Spielen eines Videospiels filmen.

Damit nicht genug: Plötzlich habe es
überall geheißen, dass es Youtube wegen
Artikel 13 bald nicht mehr geben werde,
erzählen ein Schüler und zwei Schülerin-
nen des Freiburger Theodor-Heuss-Gym-
nasiums. Viele Youtuber, sagt einer der
drei 14-jährigen Jugendlichen, hätten das
in ihren Kanälen zum Thema gemacht,
aber auch über Instagram und Nachrich-
tenapps wie Deinupdate habe er davon er-
fahren.

„Ich war erst geschockt und habe auch
eine Online-Petition gegen den geplanten
Artikel 13 unterschrieben“, berichtet der
Schüler. Er habe aber schnell gemerkt,
dass viele Youtuber mit ihren übertriebe-
nen Startbildern ihre Klicks steigern wol-
len und habe sich daher auch woanders
schlau gemacht. Seiner Mitschülerin ist
es ähnlich ergangen. Schockiert sei sie
aber nicht gewesen. „Vieles auf Youtube
war so überzogen. Und als ich verstanden
habe, worum es bei Artikel 13 ging, hatte
ich schon auch den Gedanken: Warum er-
schaffen die nicht was eigenes, sondern
verbreiten das Material von anderen?“

Ausgelöst hatte die Welle Susan Wojci-
cki persönlich, die Chefin von Youtube im

Google-Konzern. Im Blog des Unterneh-
mens hatte sie geschrieben, Artikel 13
könne „Millionen von Menschen“ daran
hindern, Inhalte auf Youtube zu veröffent-
lichen.

Einer der deutschen Youtuber, die sei-
nerzeit Alarm machten, war Le Floid. An-
fang Januar hat er nochmal auf seinem
News-Kanal nachgelegt. Er habe sich mit
Vertretern aus Rechtsabteilung, Marke-
ting und PR-Management von Youtube ge-
troffen und müsse nun sagen: „Das You-
tube, das ihr kennt, wird so nie wieder
existieren.“ Einige Creators – wie Youtu-
ber auch bezeichnet werden – müsse das
Unternehmen dann „kicken“, weil sie
zum Beispiel Bilder aus dem Netz ver-
wendeten, ohne eine Lizenz vom Urhe-
ber dafür zu haben.

Memes bleiben
erlaubt

Um Memes gehe es aber gar nicht im
Artikel 13, sagt dazu Axel Voss. Das Urhe-
berrecht untersage es bisher schon nicht,
Inhalte zu parodieren oder zu zitieren,
das werde sich auch durch die Reform
nicht ändern. Das EU-Parlament hat et-
was anderes im Blick: Urheber wie Mu-
siklabels und Filmproduzenten sollen da-

vor geschützt werden, dass ihre Inhalte
unerlaubt auf Youtube hochgeladen wer-
den. Mit der Werbung, die Youtube den
Inhalten voranstellt, verdient die Platt-
form Geld, ohne die Urheber zu beteili-
gen. Deshalb soll Artikel 13 Plattformen
haftbar machen. Umstritten ist noch, in
welchem Ausmaß das gelten soll. Wäh-
rend das Parlament eher auf Seiten der
Urheber steht, will der EU-Ministerrat di-
gitalen Unternehmen nicht zu viele Aufla-
gen machen (siehe Interview unten).

Sollten sich die EU-Institutionen eini-
gen, würde es noch einige Zeit dauern, bis
aus der europäischen Richtlinie in den
einzelnen EU-Staaten geltendes Recht
würde. Schon von daher wird es auf kei-
nen Fall so kommen, dass Youtube 2019
in Europa zugemacht wird. Und wie ge-
nau das Recht dann umgesetzt wird, wird
sich erst noch zeigen müssen – ob You-
tube es sich zum Beispiel technisch leis-
ten kann, schon beim Hochladen im Kino
illegal abgefilmte Filme von ausgeschnit-
tenen Memes zu unterscheiden.

Die Aufregung im Internet hat sich
auch mittlerweile wieder gelegt. Auf die
Frage, ob der Artikel 13 ihnen heute noch
im Netz begegne, schütteln die drei Frei-
burger Schüler den Kopf. „Nein“, sagen
sie, das Thema sei durch.

„Eine faire Vergütung für das Eigentum anderer“
B Z - I N T E R V I E W mit dem Europaabgeordneten Axel Voss (CDU) über die Urheberrechtsreform der EU und die Youtube-Chefin

Axel Voss ist im Europaparlament zu-
ständig für das neue Urheberrecht und
die Verhandlungen mit der EU-Kom-
mission und dem Rat der Regierungs-
chefs. Mit ihm sprach Thomas Steiner.

BZ: Herr Voss, wo hakt es noch bei den
Trilog-Verhandlungen?
Voss: Wir liegen bei der Frage der Haf-
tung auseinander, vor allem bei der Frage,
was passiert, wenn es eine Plattform trotz
größter Anstrengungen nicht schafft, alle
urheberrechtlich geschützten Inhalte
herunterzunehmen. Der Rat möchte,
dass die Plattform dann nicht mehr haftet,
und wir, das Parlament, sagen, das ist
gegen das Prinzip des Urheberrechts. Wir
würden dem Rat in einem bestimmten
Rahmen entgegenkommen. Aber genau
zu bestimmen, bis zu welchem Grad die
Enthaftung gilt, das ist momentan die
Schwierigkeit.
BZ: Was steckt hinter den unterschiedli-
chen Auffassungen?

Voss: Der Rat ist etwas großzügiger be-
züglich der Behandlung der Unterneh-
men, weil er möchte, dass sich digitale
Plattformen weiterentwickeln können.
Wir sagen, wir können über eine Enthaf-
tung nachdenken, wenn wirklich außer-
gewöhnliche Umstände in Betracht kom-

men, wo man keinerlei Verschulden
mehr hat. Die Frage ist: Wie kriegt man
eine Balance hin, so dass das Urheber-
recht eine digitale Entwicklung nicht be-
hindert?
BZ: Kann man sagen, dass der Rat eher
Start-ups im Blick hat und das Parlament
eher Google und Youtube?
Voss: Man kann durchaus der Überzeu-
gung sein, dass man kleine Unternehmen
nicht so behandeln kann wie die Tech-Gi-
ganten, die ganz andere Mittel und Mög-
lichkeiten zur Verfügung haben, aber
auch ganz andere Zahlen von Urheber-
werken auf ihren Plattformen.
BZ: Youtube-Chefin Susan Wojcicki hat
im Herbst eine regelrechte Kampagne
gegen die volle Haftung ausgelöst. Wie
fanden Sie das?
Voss: Nicht hilfreich, weil es politische
Alternativen vom Tisch gewischt hat.
Und auch inhaltlich nicht richtig, nahe an
Fake News. Wir zwingen keinen, irgend-
etwas zu blockieren, wir wollen nur, dass

geschützte Werke vergütet werden. Aber
man bekommt ein Gefühl dafür, welche
öffentliche Macht diese Tech-Giganten
mittlerweile besitzen.
BZ: Wie kam die Kampagne bei Ihnen per-
sönlich an?
Voss: Wir bekamen wieder tausende
Mails, viele von Kindern. Auch mein Pa-
tensohn hat mich darauf angesprochen,
ich könne doch nicht Youtube zerstören.
BZ: Was haben Sie ihm gesagt?
Voss: Dass wir das gar nicht vorhaben. Es
geht nicht darum, Youtube zu schließen,
sondern um eine faire Vergütung für das
Eigentum anderer, das Youtube nutzt, um
Riesengewinne einzufahren.
–
Axel Voss (55) ist Jurist. Für die CDU kam
er 2009 über die Landesliste Nordrhein-
Westfalen ins Europaparlament, wo er der
Fraktion der Europäischen Volkspartei (EVP)
und dem Rechtsausschuss angehört. Er ist
der Berichterstatter des Parlaments für das
neue europäische Urheberrecht.
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Was soll im Internet
neu geregelt werden?
Im Internet gibt es Seiten, auf die man
selbst Sachen hochladen kann, damit
andere Leute sie sehen können. Auf
Facebook oder Instagram kann man
Fotos und Mitteilungen einstellen, auf
Youtube kann man Videos hochladen.
Es gibt viele Leute, Youtuber oder Crea-
tors genannt, die Sachen aus ihrem
Leben zeigen, sich selber dabei filmen,
wie sie Videospiele machen, oder sich
über Sachen lustig machen, die andere
Leute ins Netz gestellt haben. Das alles
ist erlaubt. Es gibt aber auch unerlaubte
Videos: Zum Beispiel filmt jemand im
Kino einen neuen Film ab und stellt

das Video dann ins Netz. Oder jemand
nimmt Musik einer Band auf und stellt
sie zusammen mit einem Bild auf You-
tube. Beides kann man sich dann kos-
tenlos ansehen oder anhören. Im Kino
müsste man dafür Geld zahlen, die
Musik müsste man gegen Geld he-
runterladen oder streamen. Von dem
Geld würden die Filmfirma oder die
Band etwas abbekommen, weil sie die
Urheber sind, diejenigen, denen der
Film oder die Musik gehören. Bei einem
Youtube-Video, das unerlaubt ins Netz
gestellt wurde, bekommen sie aber
nichts. Mit neuen Regeln soll nun ver-
hindert werden, dass zum Beispiel bei
Youtube unerlaubt Filme eingestellt
werden. Allerdings wird noch darüber
gestritten, wie man das regeln soll. tst
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Sie will nicht für illegale Inhalte auf ihrer Plattform haften müssen: Youtube-Chefin Susan Wojcicki. F O T O : A F P

Axel Voss F O T O : P R I V A T


